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Zurzeit sind viele Bundes-
bürger damit beschäftigt
ihre Einkommensteuerer-

klärung für das Jahr 2019 aufzube-
reiten, damit in Kürze die Abgabe
der Erklärung zur Veranlagung er-
folgen kann. Übrigens an der Stel-
le nochmals und nachdrücklich
der Hinweis, dass noch ausstehen-
de Steuererklärungen für das Jahr
2018 dringend bis zum 29. Febru-
ar 2020 abgegeben werden sollten.
Ansonsten werden zwischenzeit-
lich gesetzlich geregelte Verspä-
tungszuschläge festgesetzt. Im
Hinblick auf die Einkommensteu-
ererklärungen 2019 sei darauf hin-
gewiesen, dass eine Bearbeitung
der Erklärungsdaten im Finanz-
amt erst ab dem 15. März 2020 er-
folgt. Insofern ist noch etwas Zeit
zur gründlichen Vorbereitung der
Steuererklärung.

Der Beginn der Erklärungsbear-

beitung für das abgelaufene Jahr
am 15. März des Folgejahres wur-
de für die Zukunft generell bun-
deseinheitlich festgelegt. Darauf
haben sich die Vertreter der Bun-
desländer geeinigt. Eine Ausnah-
me stellt allerdings direkt das Jahr
2020 für den Bearbeitungsbeginn
der Erklärungen 2019 dar, da der
15. März auf einen Sonntag fällt
und somit der Veranlagungsstart
der 16. März ist. Hintergrund für
den Veranlagungsbeginn im März
ist, dass Arbeitgeber, Versicherun-
gen und andere Institutionen die
von den Finanzämtern benötigten
elektronischen Daten bis Ende Fe-
bruar zu übermitteln haben.

Grundlage für eine reibungslo-
se Veranlagung ist eine gut vor-
bereitete Steuererklärung. Des-
halb sei darauf hingewiesen, dass
die Finanzämter jährlich Prü-
fungsschwerpunkte für das Ver-

anlagungsverfahren festlegen und
auch über die Internetseite der Fi-
nanzverwaltung bekannt geben.
Es handelt sich also diesbezüglich
nicht um ein Geheimnis. Die Fi-
nanzverwaltung geht in Bezug auf
diese Prüffelder offen mit dieser
Information um, damit eine zügi-
ge Veranlagung stattfinden kann.
Gleichwohl gibt es auch sich jähr-
lich ändernde Prüfungsschwer-
punkte welche nicht kommuni-
ziert werden. Dies ist ein Teil des
Risikomanagements der Finanz-

verwaltung. Sofern Ihr Fall von ei-
nem bekannt gegebenen Prüffeld
betroffen sein sollte, reichen Sie
am besten zur beiderseitigen Ar-
beitserleichterung die dafür not-
wendigen Unterlagen und An-
gaben direkt mit der Abgabe der
Steuererklärung ein. Dies ent-
spricht zwar nicht dem Gedanken
der neuen Belegvorhaltepflicht,
aber diese kann wohl so, wie der
Gesetzgeber sich das gedacht hat,
noch nicht vollständig umgesetzt
werden.

Als zentrales Prüffeld für alle Fi-
nanzämter in Nordrhein-Westfa-
len hat die Oberfinanzdirektion
die Prüfung der Einkunftserzie-
lungsabsicht, z. B. im Rahmen der
steuerlichen Liebhaberei, festge-
legt. Neben dem zentralen Prüffeld
können sich die einzelnen Finanz-
ämter noch für eine Reihe dezen-
traler Prüffelder entscheiden. Die,

von den jeweiligen Finanzämtern
festgelegten dezentralen Prüffel-
der, können Sie im Übrigen un-
ter www.finanzverwaltung.nrw.de
im Überblick einsehen. Zu diesen
Prüffeldern gehören z.B. Einkünfte
aus Vermietung und Verpachtung
vor allem im Erstjahr, Veräuße-
rung von Anteilen an Kapitalge-
sellschaften, doppelte Haushalts-
führung als Werbungskosten,
Unterstützungsleistungen als au-
ßergewöhnliche Belastungen oder
Photovoltaikanlagen, ebenfalls vor
allem im Erstjahr.

Über die in unserer Nähe liegen-
den Finanzämter gibt es in der Lis-
te der Finanzverwaltung nur spär-
liche Informationen. Allerdings
weist die Oberfinanzdirektion aus-
drücklich darauf hin, dass man
sich bei Rückfragen zu den Prüffel-
dern an das zuständige Finanzamt
wenden sollte.

EGBERT
DAHLEY
Steuerberater

Prüffelder für die Einkommensteuerveranlagung
DERSTEUERRATGEBER
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KONTAKT

Ratenkredite
Zinssätze in % p.a. eff. (5.000 Euro)

Laufzeit in Monaten
Anbieter 12 24

Weitere aktuelle Informationen unter:

http://vergleichen.az-web.de
http://vergleichen.an-online.de

*bonitätsabhängig

Trend: stagnierend

Quelle: Stand: 07.02.2020

1822direkt 6,63* 6,49*
comdirect 4,25 4,25
Consorsbank 3,58* 3,58*
Creditplus Bank 4,99* 4,99*
Degussa Bank 4,50* 4,50*
Deutsche Skatbank 2,48* 2,48*
DKB Deutsche Kreditbank 3,49 3,49
ING 3,99 3,99
Oyak Anker Bank 4,19* 4,19*
PSD BankWest 2,49 2,49
Santander 4,99* 4,99*
SKG Bank 3,79* 3,79*
SWK Süd-West-Kreditbank 4,85*
Targobank 3,75* 3,75*
Volkswagen Bank 3,99* 3,99*

Mieten in Zeiten der Wohnungsnot
VON CORINNA SCHWANHOLD

BERLIN Vier-Zimmer-Wohnungen
mit eigenem Garten, Single-Apart-
ments in hippen Innenstadt-Bezir-
ken oder altersgerechteWohnungen
im Erdgeschoss – jeweils zu Preisen,
die unter dem örtlichen Mietspie-
gel liegen. Baugenossenschaften
versprechen ihren Mitgliedern be-
zahlbaren Wohnraum und Schutz
vor Luxussanierungen. „Auch im-
mer mehr jüngere Leute sind auf
der Suche nach Genossenschafts-
wohnungen“, sagt Matthias Zabel
vom Bundesverband deutscher
Wohnungs- und Immobilienunter-
nehmen (Gdw). Dabei machen auch
ihnen die Entwicklungen auf dem
Wohnungsmarkt zu schaffen.

Eine regelrechteGründungswelle

Fünf Millionen Menschen leben
deutschlandweit nach Gdw-Anga-
ben in Wohnungen der 2000 Bau-
genossenschaften. Jedes Jahr wer-
den neue Baugenossenschaften
gegründet. Mehr als 70 seien seit
2010 in die Regionalverbände des
Gdw eingetreten, sagt Zabel.

Der Verband bayerischer Woh-
nungsunternehmen spricht in sei-
nem Bundesland sogar von einer
regelrechten „Gründungswelle“
nicht nur von Genossenschaften,
sondern auch von kommunalen,
kirchlichen und öffentlichen Woh-
nungsunternehmen. „Engagierte
Bürger und Kommunen möchten
das Ruder selbst in die Hand neh-
men und Wohnraum schaffen“,
sagt Verbandsdirektor Hans Maier.
Zabel vom GdW warnt aber vor ei-
nem potenziellen Missverständnis:
„Nur durch Neu-
gründungen kön-
nen wir das Pro-
blem auf dem
Wohnungsmarkt
nicht lösen.“ Neue
Genossenschaf-
ten bauen in der
Regel zwar auch
selbst. Da ihnen
anfangs Kapital
fehlt, müssen sie aber in der Regel
höhere Mieten als Bestandsgenos-
senschaften verlangen. Für Ge-
nossenschaftsanteile seien meist
fünfstellige Summen fällig. Bei Be-
standsgenossenschaften sind Antei-
le laut Zabel in der Regel für 500 bis
3000 Euro zu haben.

Für Bestandsgenossenschaften
wiederum gibt es in Metropolen wie
Berlin ein anderes Problem: Man-
gelndes Bauland. „Private Grund-
stücke sind derzeit für genossen-
schaftlichenWohnungsbau in Berlin
mit wenigen Ausnahmen deutlich
zu teuer“, sagt Carsten-Michael
Röding, Technischer Vorstand der
Charlottenburger Baugenossen-
schaft. Grundstückspreise von 1000
Euro und mehr pro Quadratmeter
seien zu hoch, um genossenschaft-

liche Mieten anzubieten. Die Alter-
native sei städtisches Bauland, doch
das werde in Berlin nur als Erbbau-
pacht vergeben. Bei diesem Modell
bleibt das Land Eigentümer und

verpachtet die
Flächen für ei-
nen Zeitraum von
meist 90 oder 60
Jahren gegen ei-
nen Erbbauzins –
und der kön-
ne nach einiger
Zeit steigen, be-
fürchten viele Ge-
nossenschaften.

Zumindest für Bestandsgenossen-
schaften seien diese Konditionen
nicht attraktiv, sagt Röding. Er ver-
steht nicht, warum es keine Ausnah-
men für Baugenossenschaften gebe
und blickt neidisch nach München,
wo die Bedingungen besser seien.

Dort sollen laut dem Wohnungspo-
litischen Handlungsprogramm von
2017 bei Neubauprojekten 20 bis 40
Prozent der kommunalen Flächen
an Genossenschaften und Bauge-
meinschaften vergeben werden.
Zudem würden Grundstücksaus-
schreibungen auf ihre„Belange“ zu-
geschnitten, heißt es in dem Papier.

Aus Mangel an Berliner Bauland
baut etwa die Charlottenburger
Baugenossenschaft derzeit nur auf
eigenem Land oder stockt bestehen-
de Gebäude auf. Der Blick gehe zu-
dem nach Brandenburg, sagt Rö-
ding. Da die Neubauprojekte jedoch
nicht ausreichen, um allen Interes-
senten eineWohnung bieten zu kön-
nen, nehmen die Charlottenburger
derzeit nurVerwandte ihrer Mitglie-
der auf. Auch die Berliner Baugenos-
senschaft (bbg) hat teilweise einen
Aufnahme-Stopp verhängt. Sie baut

laut ihrem Kaufmännischen Vorsit-
zenden Jörg Wollenberg derzeit nur
Dachgeschosse aus oder verdichtet
eigene Grundstücke. Zudem inves-
tiere die Genossenschaft laufend in
ihre Gebäude. Da
viele Genossen-
schaftler lange in
ihrenWohnungen
lebten, müssten
nach dem Auszug
etwa die Elektrik
oder das Bad neu
gemacht werden.
„Die Frage ist, ob
solche Sanierun-
gen in dem Um-
fang auch nach dem Mietendeckel
noch möglich sind.“

Dass die Berliner aktuell nicht
alle Interessenten aufnehmen, liegt
laut Wollenberg aber nicht nur an
fehlenden Neubauprojekten. Auf-

grund der niedrigen Zinsen hät-
ten vermehrt Anleger Genossen-
schaftsanteile aufgekauft, die gar
keine Wohnung suchten. Die bbg
hat im vergangenen Jahr vier Pro-

zent Dividende
an ihre Mitglie-
der ausgeschüt-
tet. „Wir kön-
nen derzeit nur
noch sehr regio-
nal Interessenten
aufnehmen, die
konkrete Woh-
nungswünsche
angeben“, sagt
er. 450 Mitglieder

sind derzeit auf der Warteliste für
eine Wohnung.

Wie lange es dauert, bis ihnen
eine Wohnung zugeteilt wird, hän-
ge von ihrenWünschen ab. In Berlin
seien etwaWohnungen mit vier oder
fünf Zimmern in familienfreundli-
chen Bezirken sehr gefragt. Darauf
müssten Genossenschaftler bis zu
fünf Jahre warten. Schneller gehe
es zum Teil in „Kiezbezirken“, etwa
Neukölln und Wedding.

Trotz aller Probleme: Die Nach-
frage bleibt groß. Interessenten be-
werben sich laut Wollenberg daher
auch auf Miethäuser, die etwa we-
gen lauter Straßen weniger gefragt
sind: „Hauptsache, sie bekommen
erst mal eine Wohnung bei der Ge-
nossenschaft.“

Baugenossenschaften machen preiswertes Wohnen möglich. Niedrigzinsen und Wohnungsmangel treffen jedoch auch sie.

In Zeiten steigenderMieten sindWohnungen bei Genossenschaften nicht nur für Geringverdiener attraktiv. FOTO: DPA

„EngagierteBürger
undKommunenmöch-
tendasRuder selbst in
dieHandnehmenund
Wohnraumschaffen.“

HansMaier,
Verbandbayerischer

Wohnungsunternehmen

„PrivateGrundstücke
sindderzeit für genos-
senschaftlichenWoh-
nungsbau inBerlinmit
wenigenAusnahmen
deutlich zu teuer.“
Carsten-Michael Röding,

TechnischerVorstandder Char-
lottenburger Baugenossenschaft

Der kürzlich beschlosseneMieten-
deckel in Berlin mit Obergrenzen für
dieWohnkosten stößt bei den Deut-
schenmehrheitlich auf Zustimmung.
Sieben von zehn Befragten (71 Pro-
zent) finden das Vorgehen der rot-
rot-grünen Koalition in Berlin eher

gut, wie eine aktuelle repräsentati-
ve Umfrage von infratest dimap für
den ARD-„Deutschlandtrend“ ergab.
Jeder vierte (24 Prozent) findet den
Deckel hingegen eher schlecht.

Mehrheitliche Zustimmung für
die Berliner Entscheidung gibt es
der Umfrage zufolge unter Anhän-
gern fast aller im Bundestag vertre-

tenen Parteien. Einzig die Anhän-
ger der FDP sind geteilter Meinung.
Grundsätzlich sehen die Bürger die
Wohnungspolitik in Deutschland
laut Umfrage mehrheitlich kritisch.
Vier von fünf Befragten (80 Pro-
zent) sind mit den Anstrengungen
der Politik zur Schaffung bezahlba-
ren Wohnraums weniger oder gar
nicht zufrieden.

MehrheitderDeutschen
findetBerlinerModell gut

MIETENDECKEL

Deutsche För-
dergelder für den
US-Elektroauto-
hersteller Tesla
sind nachWorten
von Bundeswirt-
schaftsminis-
ter Peter Alt-

maier (61, Foto: dpa) möglich. Tesla
müsse dazu bei seiner Ansiedlung in
Deutschland aber bestimmte Krite-
rien erfüllen, sagte der CDU-Politi-
ker der Zeitung „Welt am Sonntag“.
So müssten beispielsweise bestimm-
te Anforderungen an die Nachhaltig-
keit und Leistungsfähigkeit der Bat-
terien erfüllt werden, führte Altmaier
aus. „Außerdem dürfen nicht nur ver-
längerteWerkbänke in Deutschland
entstehen. Es muss auch Forschung
und Entwicklung undWertschöpfung
in Deutschland stattfinden“, betonte
der Minister. (dpa)

ZURPERSON

AACHEN Der Deutsche Aktienindex
hat vergangenes Jahr um gut 25 Pro-
zentzugelegt. ImJanuarstiegderDax
sogar auf den höchsten Stand seiner
Geschichte. Steigende Zinsen hin-
gegen sind in weite Ferne gerückt,
vielmehr führen immer mehr Kre-
ditinstitute Negativzinsen ein. Wie
kann man sein Geld noch rentabel
anlegen? Was lohnt sich noch? Un-
sere Zeitung hat vier Experten vom
Bundesverband deutscher Banken
eingeladen, die Leserinnen und Le-
sern kompetent und neutral Hilfe-
stellung zur Geld- und Vermögens-
anlage geben – am Telefon und per
Live-Chat.Wann? An diesem Freitag,
14. Februar, von 14.30 bis 16.30 Uhr.
Die Durchwahl-Nummern der Ex-
perten veröffentlichen wir am Frei-
tag auf dieser Seite. (red)

KURZNOTIERT

Telefonaktion zum
Thema Geldanlage

WASHINGTON Die USA haben ihre
Strafzölle auf Stahl- und Alumini-
um-Importe aus aller Welt ausge-
weitet. Seit Samstag sind Sonderab-
gaben auf Produkte wie Stahlnägel,
Heftklammern, Draht und Kabel
in Kraft. Von den neuen Zöllen
auf Stahlprodukte sind Argentini-
en, Australien, Brasilien, Kanada,
Mexiko und Südkorea ausgenom-
men, von den Abgaben auf Alu-
minium-Erzeugnisse Argentinien,
Australien, Kanada und Mexiko.
Unter dem Vorwand, damit die na-
tionale Sicherheit zu schützen, hat-
te US-Präsident Donald Trump im
Frühjahr 2018 Sonderzölle verhängt.
Die US-Regierung begründete Ende
Januar die Ausweitung damit, dass
Hersteller die verhängten Strafzölle
umgangen hätten. (dpa)

US-Regierung verschärft
Strafzölle auf Stahl


